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Vorwort 

Bei zahlreichen Großprojekten, wie ζ. B. Kernkraftwerken,  größeren 
Industrie- oder Flughafenanlagen, erstreckt sich das vorläufige Rechts-
schutzverfahren  über mehrere Jahre. Regelmäßig w i rd die sofortige 
Vollziehung der Genehmigung solcher Projekte nach § 80 Abs. 2 Nr. 4 
VwGO schon bei deren Erlaß angeordnet. Die gerichtlichen Verfahren 
nach § 80 Abs. 5 VwGO haben bei Großvorhaben häufig den Umfang 
von Hauptsacheverfahren. 

Diese Besonderheiten des vorläufigen Rechtsschutzes bei Großprojek-
ten lassen sich zum Teil aus der großen Bedeutung erklären, die 
wirksamer vorläufiger  Rechtsschutz dort für die Beteiligten hat. Die 
Frage, ob die Praxis der Verwaltungsbehörden und der Gerichte den 
Anforderungen  an wirksamen vorläufigen Rechtsschutz tatsächlich 
gerecht wird, ist Gegenstand der vorliegenden Arbeit. 

Ich danke Herrn Professor  Dr. Hans Meyer für seine Anregung, sich 
mit der Problematik des vorläufigen Rechtsschutzes bei Großprojekten 
zu befassen und für seine Unterstützung bei der Durchführung. 

Die Arbeit lag im Sommer 1984 dem Fachbereich Rechtswissenschaft 
der Johann Wolfgang Goethe-Universität in Frankfurt  am Main als 
Dissertation vor. 

Frankfurt  am Main, Dezember 1984 

Judith  Limberger 
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Kapitel  1 

Einleitung 

I. Anlaß der Untersuchung 

Der vorläufige Rechtsschutz ist bei Großprojekten für alle Beteiligten 
und Betroffenen  von großer Bedeutung. Fast ausnahmslos werden 
Genehmigungen von Großprojekten, wie Kernkraftwerke  oder konven-
tionelle Kraftwerke,  große Industrieanlagen, Flughafenanlagen oder 
größere Straßenbauvorhaben angefochten und ebenso oft folgen behörd-
liche oder gerichtliche Verfahren  um die sofortige Vollziehbarkeit oder 
um den Aufschub der Vollziehung dieser Genehmigungen. Wegen Ar t 
und Ausmaß der Auswirkungen eines Großprojektes auf seine Nachbar-
schaft und Umwelt kann die sofortige Vollziehung seiner Genehmigung 
leichter zu vollendeten Tatsachen und irreparablen Schädigungen bis 
zum Abschluß der durch Kompliziertheit und Umfang der zu beurteilen-
den Materie meist langwierigen Hauptsacheverfahren  führen, als es 
bei Normalprojekten in der Regel der Fal l ist. M i t dem Aufschub aber 
sind meist auch erhebliche finanzielle Einbußen und die Zurückstellung 
wichtiger öffentlicher  und privater Interessen an Errichtung und Be-
trieb der Großprojekte verbunden. 

Der vorläufige Rechtsschutz gegen die Genehmigung von Groß-
projekten ist gegenüber sonstigen Verfahren  nach § 80 VwGO durch 
mehrere Besonderheiten gekennzeichnet. 

Auffäl l ig  sind zunächst Dauer und Umfang gerichtlicher Aussetzungs-
verfahren  und der Umfang der Beschlüsse1. Wer davon ausgeht, das 
vorläufige Rechtsschutzverfahren  habe die Aufgabe, alsbaldigen, vor-
läufig sichernden Rechtsschutz zu gewähren2, w i rd von der Praxis des 

Die i m folgenden Text angeführten Paragraphen ohne Gesetzesangabe 
sind solche der VwGO. 

1 Nach Geizer, BauR 1977, 1, 3 beansprucht das gerichtliche Aussetzungs-
verfahren  bei Anfechtung der Genehmigung eines industriel len Großpro-
jektes oder eines Kernkraftwerkes  insgesamt durchschnittl ich 1 Jahr, vgl. 
dazu die Beispiele Geizers ebd.; als Beispiel aus dem Bereich des (Fern-) 
Straßenbaus sei auf den Beschluß des V G Wiesbaden v. 7.12. 83 zur E l tv i l le -
Umgehung verwiesen (bisher unveröff.,  Az. V / 1 H 153/83), der ein lOmona-
tiges Verfahren  in Anspruch nahm und 55 Seiten stark ist. 

2* 
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vorläufigen Rechtsschutzes bei Großprojekten überrascht sein. So weist 
ζ. B. der Aussetzungsbeschluß des VGH München im Rechtsschutz ver-
fahren gegen die Genehmigung des Flughafens München I I 3 einen 
Umfang von mehr als 200 Seiten auf. Die Dauer des für ein Großprojekt 
noch relativ raschen Beschwerdeverfahrens  betrug ca. 6 Monate. 

Noch mehr als dieses für den vorläufigen Rechtsschutz normalerweise 
untypische Erscheinungsbild der Aussetzungsverfahren  geben jedoch 
die folgenden Besonderheiten der behördlichen und gerichtlichen Praxis 
Anlaß, Funktion und Ausgestaltung des vorläufigen Rechtsschutzver-
fahrens bei Großprojekten zu erörtern. 

Zum einen w i rd nahezu jede Genehmigung eines Großprojektes 
schon bei Erlaß oder kurz danach von der Genehmigungsbehörde für 
sofort  vollziehbar erklärt und die aufschiebende Wirkung von Wider-
spruch oder Anfechtungsklage nach § 80 Abs. 1 dadurch ausgeschlossen4. 
Zum anderen werden in den gerichtlichen Aussetzungsverfahren  nach 
§ 80 Abs. 5 bei Großprojekten sehr häufig umfangreiche Untersuchungen 
der Erfolgsaussichten des Rechtsbehelfs in der Hauptsache als Grund-
lage der Entscheidung durchgeführt 5. 

Beides ist unter dem Gesichtspunkt der Gewährung wirksamen vor-
läufigen Rechtsschutzes problematisch. Gegenüber der regelmäßigen 
Anordnung sofortiger  Vollziehung bei Großprojekten bestehen Beden-
ken, wei l sie den automatischen Eintr i t t der aufschiebenden Wirkung 
in einer ganzen Fallgruppe nach § 80 Abs. 1 nahezu völ l ig beseitigt und 
die Rechtsbehelfsführer®  regelmäßig zwingt, vorläufigen Rechtsschutz 
durch eine behördliche oder gerichtliche Entscheidung zu erwirken. 

Die Praxis der gesteigerten Prüfung der Erfolgsaussichten ist nicht 
etwa nur problematisch, wei l durch sie die Aussetzungsverfahren  unter 
Umständen wegen der erforderlichen  Sachverhaltsermittlungen umfang-
reicher und langwieriger werden können, sondern vor allem, wei l die 

2 So auch Finkelnburg, RN 4; vgl. zu den Anforderungen  an effektiven 
vorläufigen Rechtsschutz, die an die VwPO zu stellen sind, Kopp, Gutachten, 
S. 109 f. 

3 V G H München, Beschl. v. 16. 4. 81 — Az. 20 CS 80 D. 61 — abgekürzt ver-
öffentlicht  i n BayVBl. 81, 401. 

4 Vgl. dazu Papier, Rechtsfragen, S. 88; Martens, Suspensiveffekt,  S. 21, 
der dieser Praxis zust immt; ablehnend dagegen Geizer, BauR 77, 1. 

5 ζ. B. OVG Lüneburg, Beschl. v. 7. 8.1956, VkBl . 1956, 755 (Straßenbau), 
OVG Lüneburg, Beschl. v. 1. 6.1961, DVB1. 1961, 520 (Straßenbau), OVG L ü -
neburg, Beschl. v. 20. 2.1975, GewArch 1975, 303 (Chlorothene), OVG Lüne-
burg, Beschl. v. 28.12.1976, DVB1. 1977, 347 (Chlorgas), V G H Mannheim, 
Beschl. v. 20.5.1974, DÖV 1974, 706 (Dampfkessel), V G Wiesbaden, Beschl. 
v. 7.12.1983 V / 1 H 153/83 soweit ersichtlich bisher unveröff.  (Umgehungs-
straße Eltvi l le). 

β Der Begrif f  des Rechtsbehelfsführers  w i r d hier und i m folgenden Text 
als Oberbegriff  für Widerspruchsführer  und Anfechtungskläger benutzt. 
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damit verbundene Rechtmäßigkeitskontrolle ein Element des Haupt-
sacheverfahrens  in den vorläufigen Rechtsschutz bringen könnte und 
der Argwohn naheliegt, daß dieses mehr dazu dienen soll, die gericht-
liche Entscheidung nach § 80 Abs. 5 abzusichern und gewissermaßen 
„hauptsacheverfahrensfest"  zu machen, als den wirksamen Rechtsschutz 
der Beteiligten zu verbessern. I n dieser Arbeit soll daher vor allem 
untersucht werden, wie die geschilderte Praxis des vorläufigen Rechts-
schutzes bei Großprojekten zu bewerten ist und ob die Bedenken zu-
treffen. 

I I . Gang der Untersuchung 

Der Wortlaut des § 80 enthält nur eine sehr sparsame Regelung des 
vorläufigen Rechtsschutzverfahrens  durch Behörde oder Gericht. Weder 
für den vorläufigen Rechtsschutz gegen Verwaltungsakte mit Dr i t t -
wirkung, die die Genehmigungen von Großprojekten meistens sind, 
noch gar für den vorläufigen Rechtsschutz gegen die Genehmigung 
von Großprojekten bestehen bisher besondere gesetzliche Regelungen7. 
Ansatzpunkt für diese Untersuchung muß daher die Frage sein, auf 
welche Weise die Funktion des § 80 bei Großprojekten wirksam erfüllt 
werden kann, insbesondere ob die von Genehmigungsbehörden und 
Rechtsprechung entwickelten geschilderten Praktiken dieser Aufgabe 
gerecht werden. Dabei ist mit der allseits konsentierten Feststellung, 
§ 80 habe der nach Art . 19 Abs. 4 GG verfassungsrechtlich  gebotenen 
Gewährung effektiven  Rechtsschutzes der Rechtsbehelfsführer  zu die-
nen, noch nicht viel zur Lösung des Problems gewonnen, da sie die ent-
scheidende Frage offen  läßt, was effektiv,  d. h. wirksam, schützt. Nicht 
verwunderlich ist es daher, daß sich in den vorhandenen Äußerungen 
zu dem Themenkreis beide Seiten, Befürworter  und Gregner der 
jeweiligen Praxis der Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes bei Groß-
projekten, auf die Notwendigkeit der GeWährung effektiven  Rechts-
schutzes berufen 8. 

Während sich die bisherigen Untersuchungen und Meinungsäußerun-
gen zur Frage der Zulässigkeit der regelmäßigen Anordnung der 
sofortigen Vollziehung bei Großprojekten — neben einem Hinweis auf 
die Notwendigkeit effektiven  Rechtsschutzes durch § 80 — mehr oder 

7 Der Entwur f einer VwPO, BR/Drucks. 100/82 sieht zwar i n § 136 eine 
Sonderregelung für vorläufigen Rechtsschutz bei Verwaltungsakten m i t 
Dr i t tw i rkung vor, diese enthält jedoch gegenüber der mit t lerwei le herr-
schenden Praxis der Gerichte fast keine Änderungen, vgl. zum vorläufigen 
Rechtsschutz in der VwPO u. a. Kopp, Gutachten, S. 109 f. 

8 Vgl. die etwas bissige aber durchaus woh l auch der Einschätzung vieler 
Rechtsschutzsucher entsprechende Bemerkung Rencks vom „aleatorischen 
Charakter" des effektiven  Rechtsschutzes i m Rahmen des vorläufigen 
Rechtsschutzverfahrens,  DVB1. 1982, 216. 


